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Arafat ist niemand, denich
als Heldenverehre. Geradein
der Zeit als er versuchte, den
israelischen Anforderungen
gerecht zu werden, ist er
auch brutal gegen sein eige-
nes Volk vorgegangen. Aber
mehr als diese Fragen über
Arafat, interessiert mich die
Lage der Bevölkerung. Dass
zum Beispiel 120.000 palästi-
nensische Kinder nicht zur
Schule gehen können, weil
die israelische Armee wegen
der Ausgangssperre Lehrern
und Schülern den Weg zur
Schule versperrt oder ihre
Gebäude zerstört sind. Im-
mer mehr Zwölfjährige wer-
denzuAnalphabeten. Diesist
schli mmfür ein Volk, das der
Bildung einen hohen Stellen-
wert bei misst. Auf diese Art
wirdversucht, Demokratiei m
Keimzuersticken.
Wie viele Chancen geben

SieeinemFriedenimNahen
Osten dann überhaupt
noch?
Voraussetzung für einen

Frieden im Nahen Osten ist
ein selbstständiger, demokra-
tischer Palästinenserstaat.
Davon sind wir weit entfernt.
Die Sharon-Regierung wird
momentan leider von einer
nationalistischen Mehrheit
getragen. Die nächsten Wah-
len sind erst 2007. Wenn man
sieht, wie schnell die Mauer
gebaut wird, dann sehe ich
wirklichschwarz.
Was muss Ihrer Meinung

nachgeschehen, damit sich
die Israelis wieder an den
Verhandlungstischsetzen?
Die Weltgemeinschaft ist

jetzt dran. Ich fürchte leider,
dass es ohne Druck von au-
ßen nicht klappen wird. Ich
würde mir ein Europa wün-
schen, das eine klare, einheit-
liche Positioneinni mmt.
Plädieren Sie für einen

Israel-Boykott?
Es gab ja 2002 den Be-

schluss des Europa-Parla-
ments, wirtschaftliche Ver-
günstigungenIsrael nur dann
zu gewähren, wenn die Men-

schenrechte geachtet wer-
den. Dies ist eindeutig nicht
der Fall. Nunsollten die Euro-
päer diese Klausel auch mal
wörtlichnehmen.
Deutschland, Frankreich

und auch Luxemburg set-
zensich angeblich aktivfür
einen FriedenimNahen Os-
tenein. Warumhabendiese
Länder die Genfer Friedens-
initiative dann nicht viel
stärker unterstützt?
Das hängt wohl damit zu-

sammen, dass die Verhand-
lungspartner kein offizielles
Mandat hatten und die Initia-
tive eher aus der Zivilbevöl-
kerungentstand.
Aber wäre das nicht ein

deutliches Zeichen gewe-
sen, wenn zumBeispiel ein
Premierminister wie Jun-
cker bei der Übergabe per-
sönlich anwesend gewesen
wäre?
Ich weiß nicht, ob gerade

Herr Juncker einsohohes Ge-
wicht hat. Es hat ja durchaus
europäische Regierungsmit-
glieder gegeben, die dieses
Friedensabkommen begrüßt
haben.
Trotz dieser internatio-

nal großen Zustimmung -
der Einfluss der GenferIni-
tiative wird gering bleiben.
Welche Rolle können außer-
parlamentarische Friedens-
initiativen überhaupt noch
spielen?
Unser Einfluss ist wohl ge-

ring. Wir können nur auf die
Dringlichkeit der Lage hinwei-
sen. Wir halten aber an unse-
ren Forderungenfest: Ein En-
de der Besatzung und freie
Wahlenin Palästina. Damit ei-
ne Regierung Friedensver-
handlungen führen kann, die
vom Volk auch unterstützt
wird.
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"Den ersten Schritt müssen
dieIsraelis machen"

An Vorschlägen
mangelt esnicht,
viel mehr hapert es
an der Umsetzung.

Undtrotzdem:
Die Genfer

Friedensinitiative
könnte erstmalsseit

langemdie
festgefahrenen

Verhandlungen wieder
in Gangsetzen.

woxx: Herr Grégoire, ist
Arafat ein Heuchler?
Claude Grégoire: Warum

ein Heuchler?
Weil er einerseits die

Genfer Friedensinitiative
begrüßt, andererseits ge-
nauso wenig bereit ist, auf
die konkreten Vorschläge
einzugehen, wie es die Sha-
ron-Regierungtut.
Ich glaube schon, dass

Arafat und überhaupt das pa-
lästinensische Volk diesen
Friedensplan mittragen wür-
de, wäre da nicht die Flücht-
lingsfrage. Und dies ist jatat-
sächlich das schwierigste
Problem. Israel ist einkleines
Landundichkannverstehen,
dass seine Bevölkerung
Angst hat, wenn von heute
auf morgen vier Millionen
Menschen zurückkehren. Auf
der anderen Seite muss man
diese Frage aber auch aus
Sicht der Palästinenser se-
hen. Diese Menschen wurden
vertrieben, ihre Dörfer zer-
stört. Seitdem wohnen sie in
Flüchtlingslagern. Manche
sind bereits zum zweiten
oder dritten Mal geflüchtet.
Wieso dürfen Menschen aus
Äthiopien oder aus den Verei-
nigten Staaten nach Israel
kommen, nur weil hier mal
vor 2000 JahrenJuden gelebt
haben? Ich will ihnen dieses
Recht nicht absprechen.
Aber die Palästinenser, die
vor 50Jahrenvertrieben wur-
den, sollendieses Recht auch
haben.
Nur haben wir nun mal

die Situation: Zugewander-
te Israelis, die aufehemals
palästinensischem Gebiet
leben und Palästinenser,
die seit Jahrzehntenin den
Nachbarländern leben.
Müssen für einen Frieden
nicht beide Seiten Zuge-
ständnisse machen?
Natürlich müssen sich bei-

de Seiten kompromissbereit
zeigen. Meiner Meinung nach
gibt es drei Möglichkeiten,
die Flüchtlingsfrage zulösen,
so wie das schonbei den Ver-
handlungen i m ägyptischen
Taba ausgearbeitet worden
war. Ein Teil der Flüchtlinge
darf nach Israel zurückkeh-
ren. Andere werdensichinei-
nem selbstständigen Palästi-
nenserstaat niederlassen.
Oder sie bleibeninSyrien, Li-
banon und Jordanien und
werden dafür finanziell ent-
schädigt. Eine Mischformaus
allen drei Möglichkeiten ist
am realistischsten. Voraus-
setzung muss jedoch sein,
das Unrecht anzuerkennen,
das ihnen zugefügt worden
ist.
Die Genfer Initiative

sieht das Rückkehrrecht
für rund 30.000 der über
vier Millionen palästinensi-
schen Flüchtlinge vor. Für
die meisten bleibt dann
nur eine finanzielle Ent-
schädigung, die sicherlich
nicht sehr hoch sein wird.
Ist dasgerecht?

Zumindest wäre das ein
erster Verhandlungsansatz.
Aber ich kann Arafat auch
verstehen, wenn er diesen
Vorschlagablehnt.
Warum?
Er steht unter Druck der

eigenen Bevölkerung. Das
Recht der Flüchtlinge auf
Rückkehr ist Teil der interna-
tionalen Vereinbarung und
sollte nicht ohne weiteres
aufgegeben werden. Die Pa-
lästinenser haben schon so
viele Zugeständnisse ge-
macht: Das Recht für das jü-
dische Volkauf eineneigenen
Staat. Dann die Grenzen von
1967. Und, was haben sie da-
für bekommen? Ihr Land
bleibt besetzt. Selbstbesti m-
mung bleibt ihnen verwehrt.
Ihr Boden wird ihnen weiter
geraubt. Und nun bekommen
sie auch noch eine Mauer.
Für mich steht fest: Den ers-
ten Schritt müssen die Israe-
lis machen.
Ist die Flüchtlingsfrage

tatsächlich ein Grund, die
Initiative abzulehnen?
Nein. Im Kern enthält die-

ses Abkommengute Ansätze.
Vor allemmacht es die Vision
eines Friedens i m Nahen Os-
ten konkreter. Ich finde es
aber gefährlich, zu diesem
Zeitpunkt schon über Details
zu diskutieren, wenn die Ver-
handlungspartner nicht mal
ein offizielles Mandat besit-
zen. Wir dürfen nicht verges-
sen, dass in Palästina Tagfür
Tag neue Tatsachen geschaf-
fen werden, die uns i mmer
weiter von einem gerechten
Frieden entfernen. Zunächst
einmal muss die israelische
Besatzung beendet werden,
bevor wir über Details reden.
Aber wird diese Eskala-

tion nicht auch von paläs-
tinensischerSeiteforciert?

Der Großteil der Palästi-
nenser sind Menschen, die
sich nach Frieden und einer
sicheren Heimat sehnen.
Dochfür ein Volk, das schon
so lange besetzt ist, gibt es
ein Recht auf Widerstand.
Auf Staatsseite gibt es

auch das Recht, die eige-
nen Bürger vor terroris-
tischen Anschlägen zu
schützen.
Es gibt auch so etwas wie

Staatsterrorismus. Fakt ist:
Die israelische Besatzung
verstößt gegen internationa-
les Recht, Menschen werden
enteignet und die Regierung
Sharon baut eine Mauer, die
verheerende Folgen auf die
Zivilbevölkerung hat. Ist das
eine legiti me Antwort auf
Selbstmordattentate? Immer
wenn ein Anschlag verübt
wurde nahmSharon dies zum
Anlass, Häuser von Familien
sowie Ministerien der Auto-
nomiebehörde zu zerstören
oder weitere jüdische Sied-
lungenzugenehmigen.
Sie sprechen immer da-

von, was auf israelischer
Seite falsch läuft. Auch
wenn man Verständnis für
die palästinensische Zivil-
bevölkerung aufbringt - le-
gitimiert das Anschläge auf
dieZivilbevölkerung?
Die muss man verurteilen.

Sie schaden beiden Seiten.
Aber hat eine Autonomiebe-
hörde mit einemPräsidenten,
der seit Jahren in einem ka-
putten Haus eingeschlossen
ist, tatsächlich einen so gro-
ßen Einfluss auf Selbstmord-
attentäter? Ich bezweifele
das.
Zumindest wäre es ein

erster Schritt, sich von sei-
nem militanten Arm, der
Fatah-Bewegung, zulösen.
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Genfer Initiative
I sraelische und palästi nensische Politiker haben ei nen
Friedensfahrplan für den Nahen Osten vorgestellt, dessen
Umsetzung noch i mmer auf sich warten lässt: die Genfer
Friedensi nitiative. Wo die "Roadmap" vage blei bt, gi bt die
"Genfer I nitiative" detaillierte Antworten. Vor allemin der
stritti gen Frage des Rückkehrrechts der palästi nensi-
schen Fl üchtli nge.
Ziel blei bt: Die Schaffung ei nes unabhängigen Palästi-
nenserstaates bis 2005 und die gegenseiti ge Anerken-
nung. Zunächst sollen beide Seiten i hre Gewalt ei nstel-
len; I srael zieht sei ne Truppen aus dem Westjordanland
und dem Gazastreifen ab und erkennt die Grenzen vor
dem Sechs-Tage-Krieg 1967 an, wobei ei n klei ner Teil,
etwa 2,5 Prozent der Autonomiegebiete den Israelis zu-
gesprochen werden. I m Gegenzug erhalten die Palästi-
nenser ei n gleich großes Territori um von Israel. Jerusa-
lem soll die geteilte Hauptstadt von Israelis und Palästi-
nensern werden: Die Palästi nenser erhalten die Souverä-
nität über die Altstadt mit Ausnahme des jüdischen Vier-
tels und der Klagemauer. Der Tempelberg wird unter pa-
lästi nensische Kontrolle gestellt.
Besonders schmerzvoll für die Palästi nenser: Die Frage
der rund vier Milli onen Fl üchtli nge. Nur 30.000 dürfen
zurückkehren. Alle anderen verzichten auf i hr i nternati o-
nal anerkanntes Rückkehrrecht.

Claude Grégoire(47)istlangjähriger Aktivist derluxemburgi-
schenFriedensinitiative"Comitée pour une Paixjuste au
Proche-Orient". SeinenFrieden mitIsrael hat er noch nicht
geschlossen. (Foto: FelixLee)


